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Wiener Gemeinderat alsLandtag .
Sitzungvom24 .Juli1923.

PräsidentGR. Schmideröffnetum4UhrnachmittagsdieSitzungund
stelltdieBeschlussfähigkeitfest.

PräsidentDr. DannebergreferiertüberdieGesetzesvorlage,diedie
AuflösungdesWienerGemeinderatesvorAblaufderWahlperiodevorsieht.Rathauszublicken.DieBevölkerungempfindet,daßderGemeinderatnicht
Er führt ausImGemeindestatutist vorgesehen ,daßder GemeinderatdurchmehrdenjetzigenVerhältnissenentsprichtundausdiesemGrundesindwir

GemeinderatimMai1919gewähltundes wäre ,daseineFunktionsdauer
fünfJahrebeträgt ,erstnimnächstenJahredieNeuwahlerforderlich .Da
wirnunheuerMationalratswahlenhaben ,so liegt nureine kurzeSpanne
ZeitzwischendiesenunddenGemeinderatswahlendazwischen.Daherempfiehl
es sich ,die Wahlenin einemvorzunehmen .Nichtin letzter Liniespricht
für diegleichzeitigeVornahmederWahlen,daßdadurcheinigeMilliarden
erspart werdenkönnen ,weil der gesamteApparat ,die AufstellungderWäh-¬
lerlisten . . w.ebenfalls im einemauchfür die Gemeinderatswahlbenützt
werdenkann .DasGesetzsetzt auchdenTagfest ,an demderGemeinderat
aufgelöstwird .Esist diesderzwanzigsteTagderVornahmederNeuwahl.
Dasist notwendig,weiles ja geschehenkann ,dessderGemeinderatbis
zur Einberufungder neuenMitgliederfringendeGeschäftezu erledigenha¬
benkönnteunddaeineFristeingeräumtist ,innerhalbderdieneugewählten
Mitgliedersich erklärenmüssen ,obsie dasMandatannehmenodernicht ,
weshalbdie Funktionsdauerdesalten Gemeinderatesfür die zwanzigTage
nachder Wahlnochvorgesehenwerdenmusste .DieBezirksvertretungenhän-¬
genengemitdemGemeinderatzusammenundsindimmermitihmgleichzeitig
gewähltworden .Es ist daher eine solche gemeinsameWahlauchindiesem
Gesetz wieder vorgesehen .Ich bitte umAnnahmeder Vorlage .( Beifall ) .

UeberVorschlagdesVorsitzendenwirdbeschlossen,dieSpezial -und
Generaldebattegemeinsamzuführen.

GR.Rummelhardt(chr. soz. ):DieBegründung,diederReferentfürdie
AuflösungdesGemeinderatesvorgebrachthat ,ist gewissrichtig ,undwir
schliessenunsvollinhaltlichan .Esist gut ,daßdieseWahlzugleichmit
der WahldesNationalratesstattfindet ,weiljede Wahleine gewisseAuf-¬
regungin der Bevölkerunghervorruft .Auchwir sind der Ansicht ,daßdurchSondenkleinerenParteien vertreten worden .Bei diesemAnlassewurde
die gemeinsamenWahlenErsparnisseerzielt werden .Aberdassindnichtdie

zulegen .WennmandieZusammensetzungdesheutigenGemeinderatesbetrach-¬
tet ,so mußmansich in die Zeit zurückdenken ,in der er gewähltworden
ist . EswarderMai1919 .EineganzkurzeZeitnachdemUmsturzwurdedie
Wahlvorgenommenundmankannwirklichsagen,daßdamalsalleswahlloszur
Urnegerufenwurde .ManhatdamalsnachetwasNeuemgegriffen ,weilman
geglaubthat ,daßnurvonetwasNeuemdasHeilkommt.Nursoist eszuer-¬
klären ,daßdieserGemeinderatzustandekommenkonnte ,daßsicheineVer-¬
waltungdieserStadtbemächtigenkonnte ,diedasMerkmalderKlassenherr-¬
schaftin sichträgt .Esist aberunmöglich,daßdieseStadtaufdieDauer

aufihre Fahnegeschriebenhat .Wirsindheutein diesemSaalenichtmehr
die VerkörperungderAuffassungender Bevölkerung.DieseAuffassungenhaben
sichgründlichgeändertunddeshalbwerdenwirfürdieAuflösungdesGe-¬
meinderatesstimmen.WirstimmenaberauchnochauseinemanderenGrundda -ingerungderMandatezahlnichtmehraufrechterhaltenwerdenkönne.
für .IhreVerwaltunghatdreieinhalbJahredieseStadtin derbittersten
Not gelassen .Sie hat die Bevölkerungdieser Stadt umschweresGeldge- ¬

brachtdurchjenenSteuerterrorIhresFinanzreferenten .HaltenSiedieBe -meinderätefestgestezt .Zur
völkerungnichtfürsoungeschickt,daßsienichtbegreifenwürde,warum

nz48
jetztdieStrassengepflastertwerdenundwarumjetzggebautwird.Sieha-¬
bendieBevölkerungse langeimDunkelngelassen ,daßsie ganzgenauweiß,
dasdieBeleuchtung,dieimHerbstdenFriedensstanderreichensoll,
nichtsanderesals einWahllichtist .WarumsinddieseBautennichtdurch¬
geführtworden,alssienochbilligerwaren?DieseungesundenZuständever-¬
anlassendieBevölkerungWienssoganzvomHerzenzuwünschen,daßdie
NeuwahlenfürdenGemeinderatsoraschals möglichgemachtwerden.DerGe-¬
meinderathatvielleichtfürdieWienerBevölkerungweitmehrInteresse
als derNationalratunddie Wienersindseit Jahrzehntengewohnt ,aufdas

ein Gesetzvorzeitig seine Auflösungbeschliessenkann .Es wurdedieser bereit ,das VolkvonWienmit Ihnenzur Urnezu rufen ,damites seineEnt- ¬
scheidungfälle ,diedasFehlurteildesJahres1919richtigstellt .Wirwer-¬
denfürdiesesGesetzstimmen.(Beifall).

BerichterstatterPräsidentDr .Dannebergsagtin seinemSchlußworte,
daßdiebeidengreßenParteiendesHausesfürdieAuflösungsind ,wenn
auchausverschiedenenGründen.DieVorlagewirdsodanneinstimmiginersterundzweiterLesungan-¬

genommen.PräsidentDr.DannebergberichtetweiterüberdieGesetzesvorlage,wo-¬
miteinigeBestimmungenderVerfassungderBundeshauptstadtWienabgeän-¬
dert werden .Sie betreffenVorbereitungen,die für die Neuwahlenerforder-¬
lichsind .DerbisherigeGemeinderathatte165Mitglieder,eswirddie
VerringerungdieserZahlauf120beantragt .DieseZahlgenügevollkom¬
menzurAktionsfähigkeitdesGemeinderates,es werdenimDurchschnitt
auf13. 742BundesbürgerinWieneinGemeinderatentfallen.Wennmanan-¬
nimmt ,daßetwa60 %derBundesbürgerwahlberechtigtsind ,woergibt
sichdieZahlvon7800WahlberechtigtenaufeinMandat.Sohinistfür
eineausreichendeVertretungallerInteressengesorgt.ImLaufederVor-¬
beratungenwurdedieFestsetzungderMandanemitderZahl135vorgeschla
gen .Alleindie Berechnungergibt ,daßdannaufein Mandatbeiläufig
13 . 200Bundesbürgerin Wienentfallen würden .Alsoeine derartiggering-¬
fügigeDifferenz,daßmanwohlnichtsagenkann ,mitderin derVorlage,
vorgesehenenZahlvon120würdendieGrundsätzederDemokratieSchaden
leiden .InderOeffentlichkeitwurdeaucheinigemaledieBezirksweise
AufteilungderMandatealsungerechtunddieSchaffungeineseinzigen
WahlkreisesderStadtWienalszweckmässigerbezeichnet.DiesenVorgang

würdedieMehrheitnichtfürzweckmässighalten ,er ist auchnur

wiederüberdieBezirksbergereigesprochen .Nunwirdsichjederernste
einzigen Gründe ,die uns und auch Sie veranlassen ,heute diesen Antragvor -nocbachter des kommunalenLebensin Wiensagen müssen ,daß diese 21Be- ¬

zirke auchheutenochein gewissesEigenlebenhaben .Jedermannweiss ,
daßbeispielsweisedie Leopoldstadtin ihrer Bevölkerungetwasganzan-¬
deresdarstellt ,als die WiedenoderSimmering,daßalso aucheineVer-¬
tretungvonBezirksinteressenin normalenZeitenseineBerechtigunghat ,
auchwennmannichtaufdemStandpunkteinerBezirksbergereisteht .Eine
gewaltsameNivellierungvorzunehmen ,indemmandieBezirksgrenzeneinfac
ausstreicht ,ist also unzweckmässig.Dasist auchdie Anschauungderbei
dengroßenParteiendiesesHauses .DieSchaffungeineseinzagenWahl-¬
kreisesWienmagvomStandpunkteeinerkleinerenParteigerechtfertigt

uneingeschränktvoneinerParteibeherrschtwird ,diedieKlassenherrschaftseinvonGesichtspunktederGemeindeausist sieabermitdemHinblick
aufdieEntwicklungderStadtnichtgerechtfertigt.DerReferentbesprichtsodanndieAbänderungjenerBestimmungen,
welchedasSystemderHunderserstückebetreffen ,dassangesichtderVer-¬

UmmitderTraditionnichtganzzubrechen,habemanbeiderBeratung
bestimmterVorlagendieAnwesenheitvonwenigstensderHälftederGe-¬

nornalen Beschlussfähigkeitgenügtein
DrittelderGemeinderäte .DieseabgeändertenBestimmungensindanalog

denenimNationalratvorgeschlagen.



DerReferentersuchtumAnnahmederVesetzesvorlage.

vergleicht,diedamalsgeltendwaren,dannseidasUrteil

verschiedenenVerschleierungen,aberimmerhindeutlicherkennbarund

daßes sich umeinenplanmässigenAbbauder Demokratiehandelt .Lie

Sicherist ,daßdieFreudeanderAuswirkungdesdemokratischenGedan-werdenichtnurderGemeinderatsondernauchderPandtagabgebaut,wo-¬
kensbeiIhnenschonsehrgetrübtist undeszeigtsinn ,daßSiedas
SystemderMehrheitsparteieinzuführenwünschen.DieszeigtsichauchGrundkönnediechristlichsozialeOppositionnichtfürdasvorliegende
beiderHerabsetzungderZahlderMandate,wodurchesdenkleinenPar-¬teienunmöglichwird,indenVertretungskörpernderGemeindezurGeltungdaßjenachAuffassungderChristlichsozialenunterZweidrittelmehrheit

ringerenZahlvonGemeindgätendasgleicheZielerreichtwerdenkann.UnterdemGesichtswinkeldesKostenpunktesalleinkanndieseSachewohl
nichtbetrachtetwerden,obwohlichdafürbin ,daßnichtnurErsparungen
aufKostenderAngestellten ,sondernauchaufKostenderjenigenerzielt
werden,denendieseVerwaltungüberantwortetwordenist .WasSieaber
vorschlagen,rechtgertigtvollkommendieBehauptung,daßessichhier
nurmehrumeinepolitischeFragehandelt .ImNationalratist einAbbau
von185auf165Mandateerfolgtundeshatdortniemandgefunden,daßzuwenigabgebautwordenwäre.Dabeihandeltessichdrübendochumganz
andereAufgaben.DaslässtsichalsonichtmehrmitErsparungenbegründen
DurchdieseVerkürzungderMandatszahlenwerdendieWahlzahlenvon7000
aufüber13. 000hinaufgesteigert .KleinereParteienwerdenalsohier
kurzerhandausdemGemeinderatausgeschaltet,Aushdurchdiebezirkswei-¬
seVornahmederWahlenwirdderdemokratischeGedankeverletzt .Ganz
besondersaber wird dieser Nachteil in Erscheinungtreten ,wennessich
darumhandelt,dieGemeindcäteaufdieeinzelnenBezirkezuzuteilen.Der
Referent hat uns mitgeteilt ,daß uns heute hier der Antrag vorliegt ,nach
demT ' Hont' schenSystemdieseZuteilungvorzunehmen .In dieserMethode
liegtnuneinstarkesStückvonUngerechtigkeit.DreiBezirkeverlieren

Verhältnis ganz wesentlich und es kommtder demokratischeGedankezu
kurz .UebrigensentsprichtdiesesSystemauchnichtdenBestimmungender
Bundesverfassung.AuchdieMethodederZuteilungderMandateandieein-¬
zelnenParteienbegünstigtdiegrossenundbenachteiligtwesentlichdie
leinerenParteien -AusdiesemGrundehatauchderNationalratdasBi-¬
schof-Hagenbach' scheSystembeschlossen .Siewendenalle Mittelan ,die
dazuführen ,dieMandstezwischendenbeidengrossenParteiendesGe-¬
meinderatesaufzuteilen .DurchsolcheKunstgriffewollenSie Teileder
BevölkerungvonderTeilnahmeanderMitarbeitimGemeinderateausschal-¬
ten .Esist großerParteiennichtwürdig,daßSieversuchengeistigeund
politischeStrömungendurchwahltechnische- oderwahlgeometrischeMit-¬
tel zu unterbinden .Aufdie Dauerkannkeine Partei sich dadurchdie
Mehrheitsiche : n.SiewollenauchdieHunderterstückeabschaffen.Es
liegtdarinkeingroßerGlaubeandieDisziplinIhrerKlubmitglieder.
Zusammenfassendkannichnochmalserklären,daßdiedemokratischenGrün-¬
de ,dievonIhnenimJahre1919mitsovielGeschreiundsovielBeifall

verfochtenwordensind,sichbereitsimStadiumdesAbbauesbefinden.
GR.Kunschak(chr.soz.)erklärt,nachdemUmsturzhabemandenSiegIchhabekeinUrteilabzugeben,kannabernurerklären,daßwirunsda

derDemokratieverkündet.WennmandieheutigeVorlagemitdenAnsichtennichtanschliessenundnichtzustimmenkönnen.Siehabenvor ,dasGesetz
miteinfacherMehrheitzubeschliessen,undmeinen,daßeinezweidrit-¬

nichtswenigeralserhebend.DieVorlagezeigtuns ,daßmanzwaruntertel Mehrheitnurdannerforderlichist ,wennGesetzeabgeändertwerden,
diedieStadtWienalsLandbetreffen.Hierüstüberhaupteinmaldarüber

zielbewusstbemühtist ,vondenGrundsätzendesJahres1919abzurücken,zureden,wiesichdieVerhältnissegestaltethaben.WirsindeinmalGe-¬
meinderatundeinmalLandtag.Landtagsindwirdann,wennvorderTür

GründefürdiesesVorgehenliegenaufderHand.DieherrschendeParteidesSaalesdieTafelausgehängtwird,dassHauchenverbotenist .Wirddie
hatseitdemJahre1919einegewisseScheuvorrdemUrteilderMassen.seTafelentfernt,dannsindwirwiederGemeinderat.MitdieserVorlage

beidieklarenBestimmungendesStatutsverletztwerden.Ausdiesem

Gesetzeintreten.SiemüssevielmehrdieRechtsverwahrungvorbringen,

zukommen.IchwürdigevollkommenIhreErwägung,obnichtmiteinerge-gestelltenBestimmungenderStædtverfassunggeändertwerdenohnesichan
dieseBestimmungenzuhalten.

GR.Klimesch(Tscheche)bezeichnetdieVorlagealsdenInteressensel-¬
nerParteigruppeundderWienerTschechenüberhauptabträglich,dieRech¬
te dertschechischenBevölkerungwerdennichtgewahrt ,ja ,dasWahlgesets
verfolgeaugenscheinlichdasZiel ,dieVertreterdertschechoslovakischn
NationalitätausdemRathausegänzlichzuentfernen.DaswardederMehrli
jedochkaumgelingen,wennauchwenigertschechischeVertreterindie
GemeindestubezurückkehrenwerdensiederMehrheitoftgenugdenMagen
verderben.DieMehrheithabedreieinhalbJahrelangüberdieschlechte
FinanzkagederStadtgeklagt ,jetztposaunesiezuWahlzweckeninalle
Welthinaus,daßdieGemeindesaniertsei .BleibtnurdieFrage,obder
ZauberstabdesFinanzreferentennachdenWahlennichtseinenDienstkündig
DerRednerbesprichtdanndastschechischeSchulwesen,bezeichnetden
PräsidentendesStadtschulratesGlöckelalsdeutschenChauvinistenund
behauptet,daßindentschechischenSchulenWienswederdieLehrernoch
dieSchulleiter ,nochdieSchulinspektorendieUnterrichtssprachebeher
schen .DieseSchulenseieninfolgedessenVerdummungsanstaltenmådFoltes-¬
kammernfürdieKinder.Wolltemangerechtvorgehen,somüsstemanWien
zueinemeinzigenWahlbezirkmachen,wieesbeispielsweiseinPragder

allein40%ihrerbisherinnegehabtenMandate-DadurchverschiebtsichdasFallsei .DergegenwärtigenVorlagekönnendieTschenhennichtzustimmen
GR. Dr .Ehrlich( Jüd. Nat. )bemerkt ,es scheineauchdemSchönheitsidss

dersozialdemokratischenentsprechend,daßeineöffentlicheKörperschaft
freibleibevontschechischenundjüdischenVertretern.DieSozialdemo-¬
kratenseienvoneinerArtHausherrendünkelerfüllt ,sieliebennichtdie
kleinenParteienundwollensichihrerdurchdieVorlageentledigen.Durch
ihre ganzeHaltungin der Optionsfrageempfhhlensie sich geradezuals
AntisemitenundbesondersderamtsführendeStadtratRichter,dergegen
jüdischeOptionswerbervoreingenommensei ,bringedieJudenzuderUeber-¬
seugung,daßsiedieVertretungihrerInteressenderSozialdemokratienie
anvertrauenkönne.DieweitgehendeEinschränkungderMandatezahlverletze
dieInteressenderjüdischenBevölkerungunddeswegenkönneRednersPar-¬
tei nichtfürdieVorlageeintreten.

GR. Erntner(deutschnational)sagtgleichfallsdassdieVerminderung
der Mandatezahlsachlich nicht zu begründensei .Würdedie alteZahl

von165beibehalten ,so würdedie Oppositionviel stärker in dieGemeinde
stubeeinziehenunddassei derwahreGrundderVerringerung.



WirkönnendaherdiesemGesetzeunsereZustimmungnichtgeben.Dadiena-¬
tionaleIdeeüberallerstarkt ,erblickenSiedarinIhrengrösstenFeind
underachtenesalsIhreHauptaufgabedennationalenGedankenniederzu-¬

trampeln.
GRRotter(chr.soz.):DieWahlordnung,dieSieunshiervorschlagen,

ist alles eher ,als demokratisch.Dasist langenichtdasProgrammdes
Jahres1919,woSiesagten,daßSieallezurMitarbeitheranziehenwollen-mokmftiezuerinnern.Heuteist dassehrdeplaziert.WennineinemBe-¬
Sie ver ilen Mandateungerechtundberufensich darauf ,daßauch
dieWahlordnungfürdenNationalratähnlichist .DortwerdenaberdieMan-werden,soistdasdaraufzurückzuführen,daßsichgewisseDingeinden
datenachWahlkreisenverteilt ,währendsie imGemeinderatnachWahlbe-¬
zirken zur Verteilung gelangeneDarunterleiden besondersdieinnernn
Bezirke.Sokommtim . Bezirkerstauf16. 709BundesbürgereinMandat,
währendimXVIII .ezirk ein Mandatbereits auf 12 . 030Bundesbürgerent-¬
fällt .DasnennenSiedanneingleichasWahlrecht.AuchdieJosefstadt,
die42. 000Bundesbürgerzählt ,erhältnurdreiGemeinderatsmandate,wird
alsosehrungerechtbehandelt.Siedekretierenauch ,daßderVorsteherstärkstenvonder Parteigenommenwerdenmuß,weilSiedadurcheinige
VorsteherstellenIhrerParteisichern.DurchdieHerabdrückungderMan-¬
datewerdengeradedieBezirke ,in denendiemeistenSteuerngezahltwer-¬
den ,mitderkleinstenVertretungimGemeinderatausgestattet.Während
Sie denBesitzendendie ganzenLastendesStadthaushaltesauferlegtha-¬
ben ,ist esihnenunmöglichgemachtworden,dasssieeinMandaterringenden
können.Diestrifft besondersdieGewerbetreiben,aufdieSiesystema-¬
tisch losgehen .GeradederGewerbestandsolltein diesemSaalezuWorte
kommen.DerheutigeGemeinderatist ein Klassenparlamentundwirkönnen
auchmitdieserWahlordnungunsnichteinverstandenerklärenundlehnen
sie ab .(Beifall).

EsgelangtnunderBerichterstatterzumSchlußwortinderGeneral-¬
debatte .

BerichterstatterDr .Danneberg: VonmanchenEinwänden,dienderDe-¬
battegegendieVorlagegemachtwordensind ,hateinedieanderewider-¬
legt .Sohat GR .ErntnerimNamenseiner Partei erklärt ,daßwirden
deutschenGedankenniedertrampeln,währendGR.Klimeschwiedergemeint
hat ,daßwirdieTschechenniedertrampelnwollen.Wennmanalsohier
hört ,welcheDingein diesesGesetzhineingeheimnistwerden,Dingedie
unsvollständigferneliegen ,sokönnenwirnursagen,daßwirselbst
nichtdarangedachthätten ,solcheEinwändehierzuhören .Eshandelts
sichüberhauptnichtdarum,eineParteivomGemeinderstfernzuhalten.
Wir stehen wohl auf dem Standpunkt ,daß der Gesetzentwurf einer Wahl- ¬

ordnungnichtdazudaist ,jederTischgesellschafteineVertretunginGemeinderitenkommenimmerhin

Mahres1920alsGrundlagezuverzeichnenherangezogenwerdenkann,
ten simi ,auchin neuenGemeinderatanwesendseknwerden .Natürlichwirddie einzig gerechteist .Imvierten ,achtenundneunzehntenBezirkgeht
keinePartei in der gleichenStärkevertreten sein ,weil ja die Mandats -je ein MandatnachdemvonInnenvorgeschlagenenSystemverloren ,die

rechtigungnochals eine Operationzu bezeichnen ,die sich gegendie
Majoritätsparteirichtet .EswurdeauchvonHerrnGR. Kunschakbehauptet,sesSystembeseitigen.
daßdieseVorlagedenGrundsätzenderDemokratienichtentspräche .Er
hatunshiereineVorlesungüberDemokratiegehalten,dieichihmnicht
verüble ,er wirdabergestatten ;daßish daraufhinweise ,daßgeradedie
Partei ,inderHerrKunschakeineführendeRollespielt ,esmitdenGrund
sätzenderDemokratienichtimmersogehaltenhat .SokamzurZeitals

nochdieParteidesHerrnKunschakimGemeinderatregierte ,imersten
Wahlkörperaufnichtganz1000StimmenschoneinMandat,währendim
viertenWahlkörper18. 000StimmenaufeinMandatentfielen .UndinSim-¬
meringkamgarimerstenWahlkörperauf144StimmeneinMandat,während
im vierten Wahlkörperin Ottakring auf 33 . 000StimmeneinGemeinderat
kam .Damußich schonsagen ,damalswäreAnlaßgewesen ,sich an dieDe-¬

zirke 40 %der Mandate ,in einemanderennur 18 %der Mandateabgebaut

letztenJahrengeänderthaben .Soist die AufteilungderMandateim
Jahre1919nichtnachderBürgerzahlerfolgt ,sondernnachderBevölker
ungszahlüberhaupt .Dakommtnatürlichetwasanderesheraus .ImJahre
1919wurdendieMandateaufGrundeinerVolkszählgngaufgebaut,die
weitzurückgelegenist ,jetztist diesnichtderFall .Eshatsichdie
EntwicklungderBevölkerungszahlenindeneinzelnenBezirkenandersge-¬
staltet .Esgibt einzelneBezirke ,die anEinwohnernzugenommenhaben
unddawirddie ReduktionderMandatenichtso starkwiebei denBezir-¬
ken ,die grogeBevölkerungsrückgängeverzeichnen .Diesenatürlichen
Erscheinungenauszugleichen,kämeeinerkünstlichenKorrekturgleich,
die vollständigundemokratischwäre .AuchderGrundsatz ,dieMandate
nachder Steuerleistungder Bezirkezu verteilen ,kannwohlkaumernst -¬
lich gemeintwein ,daer mitderDemokratiegarnichtszutunhat .Die
VertreterdergrogdeutschenParteihabensichbeklagt,daßdieWahlord-¬
nungfürsisnachteiligwirke.Damussdenndochfestgestelltwerden,

daßfür die Großdeutschennurimmerdie Wahlordnunggerechtscheint ,die
ihnendie grösserenVorteilebringt .Daraufist auchdie ganzeWahlord-¬
nungfür denNationalratzugeschnitten .Dasscheint der Kaufpreiszu
sein ,den die Christlichsozialen dieser Partei für die treueGefolg- ¬
schaftzahlenhabenmüssen.WirkönnenunsereWahlordnungnichtaufdas
Bedrüfnis einer Partei adjustieren .Die Frage ,oh der Gemeinderat120
oder135Mandatehabensoll ,ist keineFragederDemokratie ,sonderneine
Frageder Zweckmässigkeit .( LebhafterBeifall ) .

EswirdnunindieSpezialdebatteeingegangen.
GR. Kunschak(chr. soz. )erklärt ,daßerschonimStadtsenatbean¬

tragthabe ,dieZahlderMandatemit135festzusetzen,dieserAntrag
aberabgelehntwurde .Ich stelle diesenAntragabermals ,weilwirder
Meinungsind ,daß da sehr starke politische Momentemasgebendsind ,Es
ist gelindegesagtleichtfertigzubehaupten,daß1100Stimmenekeine
Rollespielen ,diesichdochin 21Bezirkenimmerwiederholen .Bei1357000 Stimmenauf einMandat,

eineröffentlichenKörperschaftzugeben.Dagegenisteskeinerwirkli -undwennei »Partei7000Stimmenaufbringt,kannwohlvoneinerTisch-¬
chenParteiverwehrt ,ein Mandatzubekommen.WenndasWahlresultatdesgesellschaftgesprochenwerden .Ichbeantrageferner ,daßdieAufteilung

der Mandate auf die Bezirke nach demselben System ,wie in derNationalrat

sostehtschonheutefest ,daßjedederParteien ,dieheutehiervertre -wahlordnungzuerfolgenhat .EinigeZahlenzeigen ,daßdieseAufteilung,

zahlnichtmehr165 ,sondernnur120beträgt .DieseVerringerungtrifft demzehntenundsechzehntenBezirk,alsodenHochburgenderSozialdemokre
natürlichauchdieMehrheit.WenndasalsoeineOperationseinsoll ,dietie zugutekommen.Dasdarfdochnichtentscheidendsein .Ichstehenach
sichgegendiekleinenParteienrichtet ,dannist esmitgrössererBe -wievoraufdemStandpunkt,daßdieseBestimmungmitderBundesverfassung

imWiderspruchast.Wirerwarten,daßSienochimletztenAugenblickdie -



NachdemSchlußwortedesReferentenwirdzurAbstimmunggeschritten
dieAbänderungsantrögeKunschakswerdenabgelehntunddieGesetzesvorlagefordertsichumdasWahlrechtzukümmernunddieGemeindeverwaltung
hiermafunverändertinersterundzweiterLesungangenommen.

Gemeindewahlordnungfür die StadtWienerlassenwird .ErverweistaufErledigungzuführen.
die Beratungenim Ausschussundim Stadtsenat ,bespricht kurz denInhalt
der Vorlageundhebt besondersdie Aenderunghervor ,daß die Anzahlder wort der Berichterstattam der es begrüsst ,daß in der Debattevon
Mandatein denBezirkennichtdurchVerordnungdesBürgermeistersfest -christlichsozialerZeitees als wünschenswertbezeichnetwordenist ,
gesetzt werdenwird ,sonderndiesmalimGesetzeselbererfolgt .

GR. Müller(Meidlingchr. soz. )beschäftigtsichmitderFrageder
LuständigkeitserteilungannichtbodenständigeJudenundbringtdannver -Wunscheanzuschliessen,daes genugsachlicheArgumenteaufbeidenSei-¬
schiedeneBemähgelungenvor ,insbesonderedaßnichteinzweitesErmitt -tengibt ,sodaßpersönlicheVerunglimpfungendesGegnersunterbleiben
lungsverfahrenzugelassenwurde ,umdie ReststimmenzurGeltungzubrin -können.
gen .Schliesslichrichtet er einenAppellan dasHausimWahlkampfeper-¬
sönlicheAngriffezuunterlassen ,dieParteienmögensichdasgegenseitigdebatteeingegangen,in derGR .Rummelhardt( chr. soz. )wünscht ,dass
VersprechengebendenWahlkampfin einer Weisezu führen ,wiees anstän -der Proporzbei allen Delegierungenin andereKörperschaftengesetzlich
digenLeutengeziemt.

GR.Untermüller(chr.soz. )besprichtdenErlassdesMagistratsdi-¬
gungzu erledigen seien und bezeichnet diese Verordnungals bedenklich ,
weilsie nichtsanderesbedeute ,als dieFabrikationneuerWähler.
DieserErlassdesMagistratsdirektorsist durchausungesetzlich.Manist nicht .InandernFällenwiederhabedieGemeindeeinInteressedaran,
bis jetzt beiderAufnahmein denHeimatverbandziemlichrigorosvorge -daßbeigewissenDelegierungenundKörperschafteneineinheitlicher
gangen ,abernunbei jenemMassenandrangwirddies nicht möglichsein ,
so daßalle möglichenLeuteaufgenommenwerdeneDerErlass ist auchdemder Proporznicht anwendbarist .
zuständigenGemeinderatsausschußnichtzurKenntnisgebrachtwordenund
es kannleicht möglichsein ,daßein neuerErlaßkommt ,der auchdie

tungensindübergangenwordenundwirprotestierengegendieseVerge-¬
waltigungfreigewählterKörperschaftenundglauben,daßSiedenProtest
derBezirksvertretungendochzurKenntniswerdennehmenmüssen.

allen in der Krematoriumsfragedeutlich gzeigt habe .EineähnlicheAnge -verhältnisse .
legenheit habe sich kürzlich in der WähringerKommunalsparkasseahge- ¬
spielt ,woein Beschlussder Bezirksvertretungganzeinfachnicht beach -Beschlußerhoben.
tet wordenist .

StR.Richter(Soz.Dem. )begründetdenErlassdesMagistratsdirek-¬
torsdamit ,daßtatsächlicheinegroßeZahlvonHeimatsrechtsaktenseitverhältnissedieFristenüberdieWirksamkeitdesfreiwilligenund
demJahre 1921laufen .Diessei aber nicht Schuldder Beamtenoderder

Rathausverwaltung ,seondernsei darauf zurückzuführen ,daß zudåeser
ArbeitbesondersqualifizierteAngestellteverwendetwerdenmüssen,dieheuteabermalsmitdenentsprechendenAenderungenvorgelegtwerden.
wiederholtzuaussertourlichenArbeitenherangezogenwordensind .Dies
sei vor allem bei der Wohnungs -undVolkszählunggeschehen .DieBundes¬ dieSitzungum9Uhrabendsgeschlossenwird.verwaltunghat die AufarbeitungdesVolkszählungsmaterialesbefristet - . - .unddieGemeindekonntedieseArbeitnurvongeübtenBeamtenmachenlas-¬
sen ,wodurchdie Heimatsrechtsaktenlängere Zeit unerledigt liegenblie - ¬

ben .Wirwollenabernicht ,daßdurchdieSchuldderGemeindeverwaltung
KeineSprechstundebeimstädtischenWohlfahrtreferenten.BisaufweiteresjemandumseinWahlrechtgebrachtwird .Daherist derErlassdesMg-¬

stratsdirektosshinausgegebenworden,wobeidieBezirksvertretungenschoentfälltdieSprechstundebeidemstädtischenWohlfahrtreferentenamtsfüh-¬
deswegennichtübergangenwerdenkonnten ,weilsie ja in denHeimatsrechrendenStadtratProfessorTandler.

. - ¬angelegenheitenkeineEntscheidung,sondernnureineBegutachtungzu

fällenhaben.AuchdieChristlichsozialenhabendieBevölkerungaufge-¬
hatdaherimInteressealler Parteiengehandelt ,wennsie dieAnsuchen

Dr. DannebergberichtetsodannüberdieGesetzesvorlage,womitdieumdieAufnahmenin denHeimatsverbandeinerraschenaberauchgenauen

Esgelangtnun ,dadieGeneraldebatteerledigtist ,zumSchluss-¬

daßderWahlkampfin anständigerWeisegeführtwerdenmöge.Namensder
sozialdemokratischenParteierklärt derBerichterstattersichdiesem

Damitist dieGeneraldebatteerledigtundeswirdindieSpezial-¬

festgelegtwerdd .Erstellt in diesemSinneeinenAbänderungsantrag.
DerReferentsprichtsichdagegenaus ,dennesseiunmöglich ,den

rektors ,wonachalleMeimatsrechtsansuchenmittunlichsterBeschleuni-ProporzderfürpolitischeWahlenberechnetist ,auchdannanzuwenden,
wennes sichumDelegierungenderGemeindein einUnternehmenhandle,
dassieverwalte.EinesolcheVerwaltunggibtesaufderganzenWelt

Gesichtspunktgewahrtbleibe.EskönnealsoAugenblickegeben,indenen

DerAbänderungsantragdesGR.Fummelhardtwirdabgelehnt,dieVor-¬
lageinersterundzweiterLesungunverändertangenommenunddieReso-¬

Taxestundet,damitdasWahlrechtgesichertist .AuchdieBezirksvertre-lutionderGRin.Wielsch,daßimgewerblichenGrosbetriebenundFabriks-¬
lokalenkeineWahllokaleerrichtetwerdendürfen,einstimmigangenom-¬

men.
StR.BreitnerreferierthieraufüberdieGesetzesvorlage,durch

GR- Holaubek( chr . soz. )erklärt ,daßdieZwitterstellungdesBürger -diedieGeldstrafenimVerwaltungsstrafrechtsverfahrenerhöhtwerden.
meistersundLandeshauptmannesaufdieDauerunhaltbars ei ,wassichvorEshandeltsichlediglichumdieAnpassungandiegeändertenGeldwert-¬

DieVorlagewirdohneDebatteinersterundzweiterLesungzum
referiertüberdasLehrerabbaugesetzStR. Speiser

undverweistdarauf,daßdurchdasBundesgesetzüberdieLehrerdienst-¬

desZwangsabbauessichgeänderthaben.DahermussteauchdieGemeinde
sichdiesenAenderungenanpassen.AusdiesemGrundemußtedieVorlage

DieVorlagewirdebenfallsohneDebatteangenommen ,woraufdie
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